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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG, 
Euratom, EGKS) Nr. 259/68 zur Festlegung des Statuts der Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften und der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinchaften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
Gemeinsamen Rates und einer Gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, insbeson- 
dere auf Artikel 24, 

auf Vorschlag der Kommission, den sie nach Stel- 
lungnahme des Statutsbeirats vorgelegt hat, 

nach Stellungnahme des Parlaments, 

nach Stellungnahme des Gerichtshofes, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/ 
68 des Rates vom 29. Februar 1968^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 2/74 2), legt in Artikel 2 das Statut der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften und in 
Artikel 3 die Beschäftigungsbedingungen für die son- 
stigen Bediensteten dieser Gemeinschaften fest. Es 
obliegt dem Rat, mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Anhörung der an- 
deren beteiligten Organe dieses Statut und diese 
Beschäftigungsbedingungen zu ändern. 

In Anbetracht der bisherigen Erfahrung bei der 
Anwendung dieses Statuts und dieser Beschäfti- 
gungsbedingungen sowie in Anbetracht der dies- 
bezüglichen Entwicklung in den Mitgliedstaaten er- 
scheint es angezeigt, einige Bestimmungen zu än- 
dern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Änderung des Statuts der Beamten 
der Europäischen Gemeinschaften 

Artikel 1 

In Artikel 15 Absatz 1 wird folgender Satz hinzu- 
gefügt: 


„Ein Beamter, der für ein öffentliches Wahlamt auf 
Parlamentsebene kandidiert, kann jedoch auf Antrag 
unter den in Anhang V vorgesehenen Bedingungen 
Dienstbefreiung gewährt werden." 

Artikel 2 

In Artikel 21, letzter Absatz, wird der letzte Satz- 
teil wie folgt neu gefaßt: 

„sofern sie nicht gegen die Strafvorschriften oder 
die Sicherheitsvorschriften verstößt." 

Artikel 3 

In Artikel 23 Absatz 3 wird folgender Text angefügt: 

„Durch besondere Verfügung der Anstellungsbe- 
hörde kann dieser Ausweis auch Beamten anderer 
Besoldungsgruppen ausgestellt werden, wenn das 
dienstliche Interesse es erfordert." 

Artikel 4 

Nach Artikel 24 a wird ein neuer Artikel 24 b mit 
folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 24 b 

1. Das Streikrecht wird vorbehaltlich der nachste- 
henden Bestimmungen anerkannt. 

2. Gegen Personen, die sich der Streikbewegung 
nicht anschließen, darf keinerlei Zwang oder Be- 
hinderung ausgeübt werden. 

3. Der Schutz von Sachen sowie von Personen, die 
sich der Streikbewegung nicht anschließen, wird 
gewährleistet. 

4. Dem Beginn einer Arbeitsniederlegung muß eine 
Streikankündigungsfrist vorausgehen, 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 2 
vom 3. Januar 1974, S. 1 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
28. Juni 1974 - 1/4 -680 70- E~ Be 52/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschatten 
vom 13. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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5. Ein Fernbleiben vom Dienst wegen Streik hat, 
sofern das Organ nichts anderes beschließt, einen 
anteiligen Abzug von den Dienstbezügen, nicht 
jedoch von der Familienzulage zur Folge. 

6. Auf der Grundlage der vorstehenden Bestim- 
mungen schließt jedes Organ mit den Vertretern 
des Personals nach Stellungnahme des Statuts- 
beirats Durchführungsabkommen.'' 

Artikel 5 

In Artikel 32 Absatz 2 lautet der letzte Satz; 

„Die Verbesserung darf 72 Monate nicht überschrei- 
ten." 

Artikel 6 

In Artikel 33 wird ein zweiter Absatz mit folgen- 
dem Wortlaut angefügt: 

„Bestreitet der Bewerber das Ergebnis dieser Unter- 
suchung, so kann er bei dem Organ beantragen, 
seinen Fall dem Ärztekollegium zur Entscheidung 
vorzulegen. Er kann einen Arzt seiner Wahl hinzu- 
ziehen." 

Artikel 7 

In Artikel 34 Absatz 1 wird ein zweiter Unterab- 
satz mit folgendem Wortlaut angefügt: 

„Ist der Beamte während seiner Probezeit durch 
Krankheit oder Unfall mindestens einen Monat ver- 
hindert, seine Tätigkeit auszuüben, so kann die An- 
stellungsbehörde die Probezeit um einen entspre- 
chenden Zeitraum verlängern." 

Artikel 8 

Artikel 40 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Während des Urlaubs ist der Beamte vom Auf- 
steigen in den Dienstaltersstufen und von der 
Beförderung in eine höhere Besoldungsgruppe 
ausgeschlossen. 

Der Beamte zahlt weiterhin die Beiträge zum 
Versorgungssystem auf der Grundlage des Ge- 
halts, das seiner Besoldungsgruppe und seiner 
Dienstaltersstufe während des aktiven Dienstes 
bei seinem Organ entspricht." 

A r t i k e 1 9 

1. In Artikel 55 Absatz 2 wird „42 Stunden" durch 
„40 Stunden" ersetzt. 

2. In Artikel 55 Absatz 3 wird folgender Satzteil 
gestrichen: „der seine Bezüge aus Mitteln des 
Forschungs- und Investitionshaushaltsplans er- 
hält und in einer Anstalt der Gemeinsamen For- 
schungsstelle oder im Rahmen indirekter Aktio- 
nen dienstlich verwendet wird". 


Artikel 10 

1. In Artikel 56 Absatz 1 wird „150 Stunden" durch 
„175 Stunden" ersetzt; folgender Satz wird an- 
gefügt: 

„Bei bestimmten Tätigkeiten von Verwaltungs- 
sekretären und Amtsdienern kann die Gesamt- 
zahl der Überstunden jedoch im Rahmen einer 
von der Haushaltsbehörde vorher bestimmten 
Zahl von Dienstposten 200 Stunden in sechs 
Monaten erreichen, wenn die Sicherheit dies 
erfordert." 

2. In Artikel 56 Absatz 2 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Dem Beamten der Laufbahngruppe B, der regel- 
mäßig zwischen 22 Uhr und 7 Uhr zur Leistung 
von Überstunden herangezogen wird, können je- 
doch aufgrund einer besonderen Verfügung der 
Anstellungsbehörde die von ihm geleisteten 
Überstunden abgegolten oder vergütet werden." 

3. In Artikel 56 Absatz 3 wird den Worten „Beamte 
der Laufbahngruppe C und D" hinzugefügt: „und 
die im vorhergehenden Absatz genannten Beam- 
ten der Laufbahngruppe B". 


Artikel 11 

In Artikel 56 a Absatz 1 wird folgender Satzteil ge- 
strichen: „der seine Bezüge aus Mitteln des For- 
schungs- und Investitionshaushaltsplans erhält und 
in einer Anstalt der Gemeinsamen Forschungsstelle 
oder im Rahmen indirekter Aktionen dienstlich ver- 
wendet wird". 


Artikel 12 

In Artikel 56 b Absatz 1 wird folgender Satzteil ge- 
strichen: „der seine Bezüge aus Mitteln des For- 
schungs- und Investitionshaushaltsplans erhält und 
in einer Anstalt der Gemeinsamen Forschungsstelle 
oder im Rahmen indirekter Aktionen dienstlich ver- 
wendet wird". 


Artikel 13 

In Artikel 58 wird „acht Wochen" und „vierzehn 
Wochen" ersetzt durch: „zwölf Wochen" und „acht- 
zehn Wochen". 


Artikel 14 

Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe a lautet: 

„a) die Haushaltszulage in Höhe von 5 v. H. des 
Grundgehalts; sie darf jedoch nicht niedriger 
sein als 5 v. H. des Grundgehalts eines Beamten 
der Besoldungsgruppe B 2 in der letzten Dienst- 
altersstufe." 
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Artikel 15 

In Titel V wird nach Artikel 70 ein neuer Artikel 
70 a mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 70 a 

Dem Beamten, der von der Anstellungsbehörde im 
Rahmen der in Artikel 24 Absatz 3 vorgesehenen 
beruflichen Fortbildung mit der Abhaltung von Kur- 
sen beauftragt wird, kann unter den in Artikel 4 b 
des Anhangs VII festgelegten Bedingungen eine 
Vergütung gewährt werden/' 


Artikel 16 

In Artikel 73 wird ein Absatz 4 mit folgendem 
Wortlaut angefügt: 

„Ist der Unfall, der den Tod oder die Verletzung 
des Beamten verursacht hat, von einem Dritten ver- 
schuldet worden, so gehen die Rechte des Beamten 
oder seiner Rechtsnachfolger gegen den haftpflich- 
tigen Dritten von Rechts wegen in den Grenzen der 
Verpflichtungen, die sich für die Gemeinschaften aus 
Artikel 72, Artikel 73 Absatz 2 und Artikel 75 er- 
geben, auf die Gemeinschaften über." 


Artikel 17 
Artikel 74 Absatz 1 lautet: 

„1. Bei der Geburt des Kindes eines Beamten wird 
der Person, die das Sorgerecht für das Kind hat, 
eine Zulage in Höhe von 50 v. H. des Grund- 
gehalts eines Beamten der Besoldungsgruppe D 
in der vierten Dienstaltersstufe gezahlt; auf die- 
sen Betrag wird der für das Land der dienst- 
lichen Verwendung festgesetzte Berichtigungs- 
koeffizient angewandt. Die gleiche Zulage wird 
dem Beamten gezahlt, der ein Kind an Kindes 
Statt annimmt, durch das er Anspruch auf die 
Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder erhält." 

2. In Artikel 74 Absatz 3 ist „der Beamte, der 
eine Geburtenzulage erhält" zu ersetzen durch 
„der Empfänger einer Geburtenzulage"; ferner 
„die ihm oder seinem Ehegatten gezahlten Zu- 
lagen" durch „die gezahlten Zulagen" und „nur 
an die Mutter" durch „nur einmal". 


Artikel 18 

In Artikel 79 Absatz 2 werden die Worte „mit Aus- 
nahme des Urlaubs aus persönlichen Gründen" ge- 
strichen. 

Artikel 19 

In Titel V wird nach Artikel 79 ein neuer Artikel 
79 a mit folgendem Wortlaut eingefügt: 


„Artikel 79 a 

Die Bestimmungen des Artikels 79 gelten entspre- 
chend für den Witwer einer Beamtin oder einer ehe- 
maligen Beamtin." 

Artikel 20 

1. Artikel 86 Absatz 2 Buchstabe f lautet: 

„f) Entfernung aus dem Dienst, gegebenenfalls 
unter Kürzung des Anspruchs auf das nach 
dem Dienstalter bemessene Ruhegehalt." 

2. Artikel 86 Absatz 2 Buchstabe g lautet: 

„g) wenn der Beamte endgültig aus dem Dienst 
ausgeschieden ist: gegebenenfalls teilweise 
Aberkennung der Versorgungsansprüche, die 
zeitweilig oder endgültig sein kann; dabei 
darf sich diese disziplinarische Bestrafung 
nicht auf die nach dem Beamten anspruchs- 
berechtigten Personen auswirken." 

Artikel 21 


In Anhang lA muß es unter der Überschrift „Son- 
derlaufbahn Sprachendienst" wie folgt heißen: 


L/A 2 

Direktor einer Übersetzungsdirektion 
Dolmetscherdirektion 

oder 

L/A 3 

Leiter einer Übersetzungsabteilung 
Dolmetscherabteilung 

oder 

L/A 4 

Gruppenleiter im übersetzungs- oder 
metscherdienst 

Hauptüberprüfer 

Dol- 

L/A 4 

Überprüfer 


L/A 5 

Hauptübersetzer 


L/A 6 

Übersetzer 


L/A 7 

Dolmetscher 


L/A 8 

Hilfsübersetzer 


L/A 8 

Hilfsdolmetscher" . 



Artikel 22 

In Anhang II Artikel 7 ist ein dritter Absatz mit 
folgendem Wortlaut anzufügen: 

„Wird binnen zwei Monaten nach der Benennung 
des zweiten Arztes keine Einigung über die Be- 
nennung des dritten Arztes erzielt, so wird dieser 
auf Veranlassung einer der Parteien vom Präsi- 
denten des Gerichtshofes der Europäischen Gemein- 
schaften von Amts wegen bestellt." 

A r t i k e 1 23 

In Anhang IV einziger Artikel ist nach Absatz 1 ein 
Absatz 1 a mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

„1 a) Der Beamte hat für sich und die mitangeschlos- 
senen Personen Anspruch auf die in Artikel 72 
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des Statuts vorgesehenen Leistungen aus der 
Krankenversicherung, sofern er den nach dem 
Grundgehalt oder nach dem in Absatz 1 er- 
wähnten Teil davon berechneten Beitrag ent- 
riditet und er nicht durch ein anderes öffent- 
liches System gegen dieselben Risiken ver- 
sichert werden kann. Nach Ablauf des Zeitab- 
schnitts, während dessen der Betreffende An- 
spruch auf die Vergütung hat, wird der Bei- 
trag aufgrund der zuletzt gezahlten monat- 
lichen Vergütung ermittelt. Bezieht der Beam- 
te das Ruhegehalt nach der im Statut der 
Beamten der Gemeinschaften vorgesehenen 
Versorgungsordnung, so wird er bei der An- 
wendung der Bestimmungen des Artikels 72 
einem Beamten gleichgestellt, der bis zu sei- 
nem 60. Lebensjahr im Dienst verblieben ist." 


Artikel 24 

1. In Anhang V, Artikel 6 muß der zweite Satz 
wie folgt lauten: 

„Anspruch auf Dienstbefreiung besteht insbeson- 
dere im Falle der nachstehend aufgeführten Fa-' 
milienereignisse innerhalb der folgenden Gren- 
zen:" 

2. In Anhang V, Artikel 6 ist ein zweiter Absatz 
mit folgendem Wortlaut anzufügen: 

„Dies gilt auch für die folgenden Fälle: 

— Bewerbung um öffentliche Wahlämter auf 
Parlamensebene: bis zu zwei Monaten; 

— berufliche Fortbildung: bis zu der in dem Fort- 
bildungsprogramm, das bei dem Organ in 
Kraft ist, vorgesehenen Grenze." 

Artikel 25 

In Anhang V, Artikel 7 wird ein zweiter Absatz 
mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Findet auf den Beamten Anhang VII Artikel 8 Ab- 
satz 2 zweiter Unterabsatz Anwendung, so wer- 
den die aufgrund der Entfernung in Eisenbahnkilo- 
metern zwischen dem Urlaubsort und dem Ort der 
dienstlichen Verwendung berechneten Reisetage wie 
folgt festgesetzt: 

— bis zu 900 km: ein Tag für Hin- und Rückreise, 

— über 900 km: zwei Tage für Hin- und Rückreise." 


Artikel 26 

1. In Anhang VI, Artikel 1 Satz 1 sind nach den 
Worten „C" und „D" folgende Worte einzufügen: 

„und die in Artikel 56 des Statuts erwähnten 
Beamten der Laufbahngruppe B". 


2. In Anhang VI, Artikel 1 Buchstabe a sind die 
Worte „eine Stunde" durch folgende Worte zu 
ersetzen: „eineinhalb Stunden"; ferner sind die 
Worte „eineinhalb Stunden" durch folgende Wor- 
te zu ersetzen: „zwei Stunden". 

3. In Anhang VI, Absatz 1 Buchstabe b ist der Vom- 
hundertsatz von „0,72 V. H." durch „0,9 v. H." zu 
ersetzen. 

4. In Anhang VI, Artikel 3 sind nach den Worten 
„C" und „D" folgende Worte einzufügen: „und 
der in Artikel 56 des Statuts erwähnten Beamten 
der Laufbahngruppe B". 


Artikel 27 

1. In Anhang VII, Artikel 1 Absatz 3 sind die 
Worte „250 000 bfrs im Jahr" durch folgende 
Worte zu ersetzen: „Jahresgehalt eines Beamten 
der Besoldungsgruppe C 3 Dienstalterstufe 3 
unter Berücksichtigung des für das Land der 
dienstlichen Verwendung des Ehegatten festge- 
setzten Berichtigungskoeffizienten". 

2. In Anhang VII, Artikel 1 ist ein fünfter Absatz 
mit folgendem Wortlaut anzufügen: 

„5. Der Beamte, der, ohne die Staatsangehörig- 
keit des Staates, in dessen Hoheitsgebiet der 
Ort seiner dienstlichen Verwendung liegt, zu 
besitzen und besessen zu haben, nicht die in 
Artikel 4 vorgesehenen Voraussetzungen für 
den Anspruch auf Auslandszulage erfüllt, 
hat Anspruch auf die Haushaltszulage. 

Hat dieser Beamte nach Maßgabe des vor- 
stehenden Absatzes Anspruch auf die Haus- 
haltszulage, so ist der Betrag der ihm zu 
zahlenden Zulage doppelt so hoch wie der 
Betrag der in Absatz 1 vorgesehenen Zu- 
läge." 

Artikel 28 

1. In Anhang VII, Artikel 3 Absatz 2 ist das Wort 
„Grundschule" durch das Wort „Schule" zu er- 
setzen. 

2. Anhang VII, Artikel 3 Absatz 3 muß lauten: 

„Der in Absatz 1 vorgesehene Höchstbetrag wird 
verdoppelt für 

— den Beamten, dessen Ort der dienstlichen 
Verwendung mindestens 50 km von einer 
Europäischen Schule oder von einer Schule 
seiner Muttersprache entfernt ist, sofern das 
Kind tatsächlich eine Schule besucht, die min- 
destens 50 km vom Ort der dienstlichen Ver- 
wendung entfernt ist; 

— den Beamten, dessen Ort der dienstlichen 
Verwendung mindestens 50 km von einer auf 
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den Abschluß einer höheren Schule aufbauen- 
den weiterführenden Schulanstalt des Landes 
seiner Staatsangehörigkeit und seiner Sprache 
entfernt ist, sofern das Kind tatsächlich eine 
solche Lehranstalt besucht, die mindestens 50 
km vom Ort der dienstlichen Verwendung 
entfernt ist." 

Artikel 29 

1. In Anhang VII, Artikel 4 Buchstabe a ist das 
Wort „europäischen" zu streichen. 

2. In Anhang VII, Artikel 4 wird ein zweiter Ab- 
satz mit folgendem Wortlaut angefügt: 

„2. Für die Anwendung des vorstehenden Ab- 
satzes wird der Beamte, der durch Heirat von 
Amts wegen die Staatsangehörigkeit des 
Staates erworben hat, in dessen Hoheits- 
gebiet der Ort seiner dienstlichen Verwen- 
dung liegt, dem in Absatz 1 Buchstabe a 
erster Gedankenstrich erwähnten Beamten 
gleichgestellt." 

Artikel 30 

1. In Anhang VII, Artikel 4 a erster Satz ist das 
Wort „vorübergehende" zu streichen. 

2. In Anhang VII, Artikel 4 a muß der zweite Satz 
wie folgt lauten: 

„Die Höhe dieser Zulage wird vom Rat nach dem 
in Artikel 65 Absatz 3 des Statuts genannten 
Verfahren festgelegt." 

3. In Anhang VII, Artikel 4 a wird ein zweiter Ab- 
satz mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„2. Der Beamte, dessen Nettodienstbezüge sich 
nach seiner Ernennung zum Sekretariats- 
hauptinspektor oder zum Sekretariatsinspek- 
tor dadurch vermindern, daß er den in Ab- 
satz 1 vorgesehenen Anspruch auf Pauschal- 
vergütung verliert, erhält eine Ausgleichs- 
zulage. 

Diese Zulage entspricht monatlich dem Un- 
terschiedsbetrag zwischen 

— den letzten Dienstbezügen des Beamten 
in seiner bisherigen Besoldungsgruppe 
nach Abzug der Beiträge des Betreffenden 
zum Versorgungssystem, zur Krankenfür- 
sorge und zur Unfall- und Berufskrank- 
heitsversicherung sowie der Gemein- 
schaftssteuer 

— und den Dienstbezügen in seiner neuen 
Besoldungsgruppe nach Abzug der Bei- 
träge des Betreffenden zum Versorgungs- 
system, zur Krankheitsfürsorge und zur 
Unfall- und Berufskrankheitsversicherung 
sowie der Gemeinschaftssteuer." 


Artikel 31 

In Anhang VII wird nach dem Abschnitt 2 a ein 
Abschnitt 2 b mit der Überschrift „Zulage für die 
Ausübung einer Lehrtätigkeit" eingefügt, der einen 
Artikel 4 b mit folgendem Wortlaut enthält: 

„Abschnitt 2 b 
Artikel 4 b 

Die Anstellungsbehörde kann dem in Artikel 70 a 
des Statuts erwähnten Beamten eine Zulage in Höhe 
von 0,45 V. H. bzw. 0,90 v. H. des Monatsgrundge- 
halts für jede Unterrichtsstunde gewähren, je nach- 
dem dieser Unterricht während oder außerhalb der 
üblichen Arbeitszeit stattfindet. 

Die Zulage wird zusammen mit den Bezügen für 
einen der Monate gezahlt, die auf den Monat fol- 
gen, in dem der Unterricht erteilt worden ist." 

Artikel 32 

1. In Anhang VII, Artikel 7 Absatz 2 erster Unter- 
absatz zweiter Gedankenstrich wird der folgende 
Satz angefügt: 

„Den Beamten der Laufbahngruppen C und D 
wird jedoch der Fahrpreis 1. Klasse erstattet, 
wenn die Entfernung der Hin- und Rückreise 
725 km oder mehr beträgt." 

2. In Anhang VII, Artikel 7 Absatz 2 wird ein zwei- 
ter Unterabsatz mit folgendem Wortlaut einge- 
fügt: 

„Ist der vorstehend im ersten Gedankenstrich 
erwähnte Reiseweg länger als 250 km, so hat 
der Betreffende bei Vorlage der Flugkarten An- 
spruch auf Erstattung der Flugkosten in der un- 
mittelbar unter der Luxusklasse oder der 1. Klas- 
se liegenden Klasse." 

3. In Anhang VII, Artikel 7 Absatz 2 letzter Unter- 
absatz sind die Worte „das vorstehend genannte" 
durch die Worte „eines der vorstehend" genann- 
ten" zu ersetzen. 


Artikel 33 

1. In Anhang VII, Artikel 8 Absatz 2 wird nach 
dem ersten Satz der folgende Satz angefügt: 

„Beträgt die Entfernung für die Hin- und Rück- 
reise mindestens 725 km, so wird der Pauschal- 
vergütung für die Beamten der Laufbahngruppen 
C und D der Eisenbahnfahrpreis 1. Klasse zu- 
grunde gelegt." 

2. In Anhang VII, Artikel 7 Absatz 2 -vs^ird ein 
zweiter Unterabsatz mit folgendem Wortlaut ein- 
gefügt: 

„Beträgt die Entfernung in Eisenbahnkilometern 
zwischen dem Ort der dienstlichen Verwendung 
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. und dem Herkunftsort mehr als 250 km, so hat 
der Betreffende bei Vorlage der Flugkarten An- 
spruch auf Erstattung der Flugkosten in der un- 
mittelbar unter der Luxusklasse oder der 1. Klas- 
se liegenden Klasse.'' 

Artikel 34 

In Anhang VII, Artikel 10 Absatz 1 

— muß es in der zweiten Zeile der Tabelle anstatt 
„A4 bis A8 und L/A4 bis L/A8, Laufbahn- 
gruppe B" heißen: „sonstige Besoldungsgrup- 
pen"; 

— wird die dritte Zeile der Tabelle gestrichen. 

Artikel 35 

1. In Anhang VII, Artikel 12 Absatz 1 zweiter und 
dritter Unterabsatz wird die Entfernung von „800 
km" durch die Entfernung von „725 km" ersetzt. 

2. In Anhang VII, Artikel 12 Absatz 2 erster Unter- 
absatz muß der zweite Satz wie folgt lauten: 

„Gegen Vorlage der Flugkarte werden die Flug- 
kosten der unmittelbar unter der Luxusklasse 
oder der 1. Klasse liegenden Klasse erstattet." 

3. In Anhang VII, Artikel 12 Absatz 2 muß der 
zweite Unterabsatz wie folgt lauten: 

„Durch Verfügung der Anstellungsbehörde kann 
den Beamten, die ein Mitglied des Organs auf 
einer bestimmten Dienstreise begleiten, für diese 
Dienstreise gegen Vorlage der Flugkarte der 
Flugpreis der von dem Mitglied benutzten Klasse 
erstattet werden." 

4. In Anhang VII, Artikel 12 Absatz 2 dritter Unter- 
absatz werden die Worte „der unter A 3 und L/A 
3 liegenden Besoldungsgruppen" gestrichen. 

5. In Anhang VII, Artikel 12 Absatz 3 zweiter 
Unterabsatz wird der Betrag „150 bfrs" durch den 
Betrag „250 bfrs" ersetzt. 

A r t i k e 1 36 

1. In Anhang VII, Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a 
muß es heißen: 


„a) Die Tagegelder für Dienstreisen werden nach 
folgender Tabelle berechnet: 


I 

II 

Besoldungsgruppen 

Sonstige 

A 1 bis A 3 

Besoldungsgruppen 

und L/A 3 


940 bfrs 

1440 bfrs 


2. In Anhang VII, Artikel 13 Absatz 2 werden die 
Beträge „840 bfrs" und „360 bfrs" durch die Be- 
träge „1010 bfrs" und „430 bfrs" ersetzt. 


3. Jn Anhang VII, Artikel 13 Absatz 3 werden die 
Beträge „300 bfrs" und „270 bfrs" durch die Be- 
träge „360 bfrs" und „320 bfrs" ersetzt. 

4. Anhang VII, Artikel 13 Absatz 8 muß wie folgt 
lauten: 

„8. Nimmt der auf Dienstreise befindliche Beam- 
te an einem Essen teil, daß von einem der 
Organe der Gemeinschaften, einer nationalen 
oder internationalen Behörde oder Organi- 
sation gegeben wird oder dessen Kosten 
nachträglich von diesem Organ, dieser Be- 
hörde oder dieser Organisation übernommen 
werden, oder übernimmt dieses Organ, diese 
Behörde oder diese Organisation die Kosten 
für seine Unterbringung, so hat er dies mit- 
zuteilen. 

Das Tagegeld wird um 220 bfrs für jede die- 
ser Mahlzeiten gekürzt; das in der Spalte II 
vorgesehene Tagegeld wird um 500 bfrs je 
Tag der Unterbringung gekürzt. 

Gehen Mahlzeiten und Unterbringung für 
einen auf Dienstreise befindlichen Beamten 
, vollständig zu Lasten eines Organs der Ge- 
meinschaften, einer nationalen oder inter- 
nationalen Behörde oder Organisation, so 
erhält er anstelle der vorstehend vorgesehe- 
nen Tagegelder für Dienstreisen eine Ver- 
gütung von 250 bfrs je Zeitraum von 24 Stun- 
den." 

5. In Anhang VII, Artikel 13 wird ein Absatz 10 
mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„10. Die in den Absätzen 1, 2, 3, 8 und 9 genann- 
ten Sätze werden im Rahmen der in Arti- 
kel 65 des Statuts vorgesehenen jährlichen 
Überprüfung des Besoldungsniveaus über- 
prüft." 


Artikel 37 

In Anhang VII Artikel 15 Absatz 1 wird der Be- 
trag „36 000 bfrs" durch den Betrag „48 000 bfrs" 
ersetzt. 


A r t i k e 1 38 

Anhang VII, Artikel 17 Absatz 4 muß wie folgt 
lauten: 

„Die Überweisungen nach den Absätzen 2 und 3 
werden auf der Grundlage der in Artikel 63 letzter 
Absatz des Statuts erwähnten Paritäten ausgeführt; 
auf die überwiesenen Beträge wird der Koeffizient 
angewendet, der sich aus dem Verhältnis zwischen 
dem Berichtigungskoeffizienten für das Land, in 
dessen Währung der Betrag überwiesen wird und 
dem für das Land der dienstlichen Verwendung des 
Beamten festgesetzten Berichtigungskoeffizienten 
ergibt" 
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A r t i k e 1 39 

In Anhang VIII, Artikel 3 Buchstabe a werden die 
Worte „Artikel 35 Buchstaben a, b und c des Statuts" 
durch die Worte „Artikel 35 Buchstaben a, b, c und d 
des Statuts" ersetzt. 

Artikel 40 

Anhang VIII, Artikel 11 Absatz 2: z. E. 

(Übertragung der Ansprüche 
aus der Altersversorgung) 

Artikel 41 

In Anhang VIII, Artikel 27 werden die Worte „so- 
fern der Beamte in dem Scheidungsurteil für allein 
schuldig erklärt worden ist" gestrichen und die 
Worte „der geschiedenen Ehefrau" werden durch 
die Worte „des geschiedenen Ehegatten" ersetzt 
(der Rest gilt nicht für den deutschen Wortlaut). 

Artikel 42 

1. In Anhang VIII, Artikel 28 werden die Worte 
„sofern der Beamte in dem Scheidungsurteil für 
allein schuldig erklärt worden ist" gestrichen. 

2. In Anhang VIII, Artikel 28 werden die Worte 
„die geschiedene, nicht wiederverheiratete Ehe- 
frau" durch die Worte „den geschiedenen, nicht 
wiederverheirateten Ehegatten" ersetzt. 

Artikel 43 

In Anhang VIII, Artikel 29 werden die Worte „die 
geschiedene Ehefrau ihren" durch die Worte „der 
geschiedene Ehegatte seinen" ersetzt. 

Artikel 44 

In Anhang VIII, Artikel 37 Absatz 1 erster Satz 
sind nach den Worten „ein abgeordneter" folgende 
Worte einzufügen: „oder in Urlaub aus persön- 
lichen Gründen befindlicher". 


KAPITEL II 

Änderungen der Beschäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften 

Artikel 45 

Artikel 4 Absatz 2 muß wie folgt lauten: 

„An den außerhalb der Länder der Gemeinschaften 
gelegenen Orten der dienstlichen Verwendung kann 
ein Bediensteter, der eingestellt wird, um andere 
als die oben erwähnten Tätigkeiten zu verrichten, 
die durch einen Beamten oder durch einen Bedien- 
steten, der in Artikel 1 erwähnten Art ausführen 
zu lassen nicht im Interesse des Dienstes als örtlicher 
Bediensteter betrachtet werden." 


A r t i k e 1 46 

Artikel 11 Absatz 1 muß wie folgt lauten: 

„Die Artikel 11 bis 26 des Statuts über die Rechte 
und Pflichten der Beamten gelten entsprechend. Je- 
doch sind die Bestimmungen des Artikels 15 Ab- 
satz 2 betreffend das Dienstverhältnis des Beamten, 
der in ein öffentliches Amt gewählt worden ist, nicht 
auf den in Artikel 2 Buchstaben a und b erwähnten 
Bediensteten anwendbar." 

Artikel 47 

In Artikel 14 wird nach dem ersten Absatz ein 
neuer Absatz mit folgendem Wortlaut angefügt: 

„Ist der Bedienstete während seiner Probezeit durch 
Krankheit oder Unfall mindestens einen Monat ver- 
hindert, seine Tätigkeit auszuüben, so kann die zum 
Abschluß des Vertrages ermächtigte Behörde die 
Probezeit um einen entsprechenden Zeitraum ver- 
längern. " 

A r t i k e 1 48 

Artikel 20 Absatz 2 muß wie folgt lauten: 

„Die Artikel 66, 67, 69, 70 und 70 a des Statuts be- 
treffend die Grundgehälter, die Familienzulagen, 
die Auslandszulage, die Zahlung bei Todesfällen 
sowie die Zulage für die Ausübung einer Lehrtätig- 
keit gelten entsprechend." 

Artikel 49 

In Artikel 37 wird nach dem dritten Absatz ein 
neuer Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

„Stirbt der Ehegatte eines Bediensteten auf Zeit und 
ist dieser Ehegatte weder Beamter noch Bedienste- 
ter auf Zeit, so erhalten dessen im Sinne von An- 
hang VII Artikel 2 unterhaltsberechtigten Kinder ein 
Waisengeld nach Artikel 80 letzter Absatz des Sta- 
tuts." 

Artikel 50 

Artikel 65 muß wie folgt lauten: 

„Artikel 67 des Statuts, mit Ausnahme von Absatz 1 
Buchstabe c und Artikel 69 des Statuts, sowie An- 
hang VII Artikel 1, 2, 4 und 4 a des Statuts betref- 
fend die Gewährung der Familienzulagen, der Aus- 
landszulage und der Pauschalzulage gelten entspre- 
chend." 

Artikel 51 

Artikel 80 muß wie folgt lauten: 

„Das Organ legt unter Zugrundelegung der örtlichen 
Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten die Rege- 
lung der sozialen Sicherheit für den Bediensteten 
fest." 
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Artikel 52 

In Artikel 91 werden die Worte „die Artikel 36, 40 
und 42 des Statuts'' durch folgende Worte ersetzt: 

„die Artikel 36, 40, mit Ausnahme von Absatz 3 
Unterabsatz 2, sowie Artikel 42 des Statuts". 


KAPITEL III 

Schlußvorschriften 

Artikel 53 

Diese Verordnung tritt an dem auf den Tag ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften folgenden Tag in Kraft; ausgenommen 
ist Artikel 30 Absatz 3, der am 1. April 1974 in Kraft 
tritt. Artikel 29 Absatz 2 tritt am l. Juli 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Nach der umfassenden Revision des Statuts vom 
30. Juni 1972 sind nur einige ganz spezifische Ände- 
rungen vorgenommen worden, die auf Grund des 
Urteils des Gerichtshofs vom 7. Juni 1972 erforder- 
lich geworden waren und vom Rat am 26. Februar 
1973 angenommen wurden. 

Seit dieser ersten großen Revision des Statuts hat 
die Erfahrung gezeigt, daß der derzeit geltende Text 
eine Reihe von Lücken aufweist, die ausgefüllt wer- 
den müssen; außerdem dürfte eine Verbesserung 
und Ergänzung einiger Statutsbestimmungen vor 
allem in technischer Hinsicht und im sozialen Bereich 
erforderlich sein. 

Nach den entsprechenden Konsultationen hat die 
Kommission den vorliegenden Verordnungsvor- 
schlag angenommen. 

Die einzelnen Änderungsvorschläge werden nach- 
stehend begründet. 

I. Neue Bestimmungen zur Schließung von Lücken 
im derzeitigen Text 

1. Änerkennung des Sfreikrechts und Regelung für 
seine Äusübung 

(Ärtikel 24 b des Statuts) 

Es muß eine Rechtsgrundlage für ein Phänomen 
geschaffen werden, dem sich alle Organe der 
Gemeinschaften von Zeit zu Zeit gegenüberge- 
stellt sehen. 

Die Änerkennung des Streikrechts gestattet es 
auch, die Äusübung dieses Rechts zu regeln mit 
dem Ziel, die Folgen auf ein für die unbedingt 
erforderliche Kontinuität des öffentlichen Dien- 
stes erträgliches Maß zu beschränken. Dies ist 
verständlicherweise für die Organe der Euro- 
päischen Gemeinschaften von grundlegender Be- 
deutung. 

2. Bereitschaftsdienst und Schichtarbeit (Ärtikel 55, 
56 a und 56 b) 

Das Funktionieren einer Reihe von Dienststel- 
len würde zweifellos verbessert, wenn das Sta- 
tut Möglichkeiten für Dienstbereitschaft in der 
Wohnung oder am Ärbeitsplatz (z. B. für Fahrer) 
und Schichtarbeit (Beispiel: einige technische 
Dienste; Rechenzentrum) vorsähe. 

Der Vorschlag schafft diese Möglichkeit und 
sieht eine spezielle Vergütung dieser Dienst- 
leistungen besonderer Ärt vor; Vorbild sind die 
bereits im Statut vorhandenen Bestimmungen 
für das Personal, das seine Bezüge aus For- 
schungs- und Investitionsmitteln erhält und in 


einer Änstalt der Gemeinsamen Forschungs- 
stelle oder im Rahmen indirekter Äktionen 
dienstlich verwendet wird. 


3. Ableistung von Überstunden (Ärtikel 56) 

a) Anhebung der Überstundenhöchstgrenze 

— Die ganz besonderen Erfordernisse einiger 
Dienststellen lassen die gegenwärtig vorge- 
sehene Überstundenhöchstgrenze als unzu- 
reichend erscheinen. Außerdem wird mit dem 
Vorschlag, die normale Arbeitszeit auf 40 
Stunden zu verkürzen (siehe Artikel 55 Ab- 
satz 2), eine Erhöhung der Überstunden un- 
vermeidlich. 

— Einige genau festgelegte Aufgaben müssen 
aus Sicherheitsgründen von einem ganz be- 
stimmten Personenkreis ausgeführt werden. 
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, eine 
größere Gesamtzahl an Überstunden zu ge- 
nehmigen. Es wird daher vorgeschlagen, in 
diesen Fällen die Höchstzahl auf 200 Stunden 
in einem Zeitraum von sechs Monaten fest- 
zusetzen. Dies würde jedoch nur für eine von 
der Haushaltsbehörde vorher festgesetzte 
Zahl von Dienstposten gelten. 

b) Überstunden von Beamten der Laufbahn- 
gruppe B 

Diese Bestimmung soll eine gerechte Vergü- 
tung der Nachtarbeit ermöglichen, zu der be- 
stimmte Beamte der Laufbahngruppe B regel- 
mäßig herangezogen werden. 

4. Vergütung für die Abhaltung von Fortbildungs- 
kursen 

(Artikel 70 a, Artikel 4 b des Anhangs VII zum 
Statut und Artikel 20 der Beschäftigungsbedim 
gungen der sonstigen Bediensteten) 

Die Organe müssen immer häufiger Personen 
von außerhalb heranziehen, um ihren Verpflich- 
tungen im Rahmen der in Artikel 24 des Statuts 
vorgesehenen beruflichen Fortbildung nachzu- 
kommen. 

Es dürfte von Interesse und sicher viel rationel- 
ler sein, zu diesem Zweck die Kompetenz und 
die Bereitschaft einer Reihe hierfür besonders 
geeigneter Beamter in Anspruch zu nehmen. 

Die für diese besonderen Leistungen vorge- 
schlagene Vergütung ist in Anlehnung an die 
für Überstunden vorgesehenen Bedingungen 
festgelegt worden. 
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5. Anspruch des Witwers einer Beamtin auf Hin- 
terbliebenenrente (Artikel 79 a) 

Hiermit soll eine bedeutende Diskriminierung 
auf Grund des Geschlechts aufgehoben werden, 
indem der Beamtin die Möglichkeit gegeben 
wird, in gleichem Umfang wie der Beamte einen 
Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung des 
Ehegatten zu erwerben. Dies entspricht einer 
grundlegenden Änderung der Versorgungsrege- 
lung nach dem Vorbild des deutschen Beamten- 
rechts, das nach einem Grundsatzurteii des Bun- 
desverfassungsgerichts in Karlsruhe geändert 
wurde. 


11. Verbesserung einer Reihe von Bestimmungen in 
technischer und sozialer Hinsicht 

1. Dienstbefreiung für den Bewerber um ein öffent- 
liches Wahlamt 

(Artikel 15 des Statuts; Artikel 6 des Anhangs V 
zum Statut und Artikel 26 der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten) 

Nach der geltenden Statutsbestimmung hat ein 
Beamter, der für ein öffentliches Wahlamt kan- 
didiert und an einer Wahlkampagne teilnehmen 
möchte, nur die Möglichkeit, einen (unbezahl- 
ten) Urlaub aus persönlichen Gründen zu neh- 
men. Diese Regelung ist schwerfällig und ver- 
hindert in der Praxis in manchen Fällen die 
Ausübung des passiven Wahlrechts. Es wird 
daher vorgeschlagen, diese Regelung für öffent- 
liche Wahlämter auf Parlamentsebene durch 
eine Dienstbefreiung zu ersetzen, deren Dauer 
jeweils von der Anstellungsbehörde festgesetzt 
wird. Die Dienstbefreiung darf jedoch zwei Mo- 
nate nicht überschreiten. 


2. Anordnung, die eine schwerwiegende Gefahr 
mit sich bringt (Artikel 21) 

Der derzeitige Statutstext sieht für den Beamten 
die Möglichkeit vor, die Ausführung einer An- 
ordnung zu verweigern, die gegen die Strafvor- 
schriften verstößt. Zur Berücksichtigung einer 
Grundnorm des Rechts auf dem Gebiet der Be- 
triebssicherheit erscheint es angezeigt, in diesem 
Zusammenhang eine Anordnung, die den gelten- 
den Sicherheitsvorschriften nicht entspricht, der 
im Widerspruch zum Strafrecht stehenden An- 
ordnung gleichzustellen. 


3. Ausweise (Artikel 23 des Statuts) 

Die Anstellungsbehörde soll die Möglichkeit 
haben, Ausweise auch Beamten anderer als der 
Besoldungsgruppe A/1 bis A/4 auszustellen, 
wenn das dienstliche Interesse dies erfordert. 


4. Verbesserung hinsichtlich der Dienstaltersstufe 
(Artikel 32 des Statuts) 

Da die Gewährung einer Verbesserung hinsicht- 
lich der Dienstaltersstufe auch für die Besol- 
dungsgruppen unter A/4 und L/A 4 mit Ausbil- 
dung und Berufserfahrung begründet werden 
muß, erscheint es gerechtfertigt, keinen Unter- 
schied in bezug auf die Höchstgrenze der Ver- 
besserung zu machen. 

5. Möglichkeit des Einspruchs gegen das Ergebnis 
der ärztlichen Untersuchung bei der Einstellung 
(Artikel 33 des Statuts) 

Entsprechend der Entwicklung des Sozialrechts 
erschien es angezeigt, die Möglichkeit des Ein- 
spruchs gegen das negative Ergebnis der Ein- 
stellungsuntersuchung vorzuschlagen. Es dürfte 
angebracht sein, die Entscheidung in diesem Fall 
dem Ärztekollegium zu überlassen. 

6. Unterbrechung der Probezeit (Artikel 34 des 
Statuts; Artikel 14 der Beschäftigungsbedingun- 
gen für die sonstigen Bediensteten) 

Es dürfte im Interesse des Dienstes und im In- 
teresse des Beamten auf Probe liegen, daß die 
Probezeit, die infolge Krankheit oder Unfall für 
die Dauer von mehr als einem Monat unter- 
brochen werden mußte, verlängert werden kann, 
wenn die Anstellungsbehörde dies für erforder- 
lich hält, um sich ein Urteil über den Wert des 
Betreffenden bilden zu können. 

7. Soziale Sicherung für den Beamten, dem Urlaub 
aus persönlichen Gründen gewährt wurde (Arti- 
kel 40 des Statuts; Artikel 3 und 37 des An- 
hangs VIII zum Statut) 

Um bei förderungswürdigen Fällen Urlaub aus 
persönlichen Gründen gewähren zu können, er- 
scheint es unerläßlich, die Zugehörigkeit des Be- 
treffenden zur Krankheitsfürsorge, zur Unfall- 
versicherung und zur Hinterbliebenenversor- 
gung entsprechend dem Statut aufrechtzuerhal- 
ten. 

8. Normale Arbeitszeit (Artikel 55 des Statuts) 

Es wird vorgeschlagen, die Höchstarbeitszeit 
von 42 auf 40 Wochenstunden zu verkürzen. 
Die tatsächliche Arbeitszeit beträgt gegenwär- 
tig wöchentlich 41 Stunden. 

Es wird darauf hingewiesen, daß dieser Vor- 
schlag dem Vorschlag für eine Empfehlung des 
Rates über die normale Arbeitszeit in den 
öffentlichen Diensten der Mitgliedstaaten ent- 
spricht, den die Kommission am 27. November 
1973 dem Rat vorgelegt hat. 
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9. Mutterschaftsurlaub (Artikel 58 des Statuts) 

Der Mutterschaftsurlaub soll entsprechend einer 
ziemlich allgemeinen Entwicklung im Bereich 
der sozialen Sicherheit von 12 auf 18 Wochen 
erhöht werden. 

10. Erhöhung des Mindestbetrags der Haushalts- 
zulage 

(Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe a) 

Nach Auffassung der Kommission ist es sozial 
gerechtfertigt, einen höheren Mindestbetrag für 
die Haushaltszulage vorzusehen. Vorgeschlagen 
wird ein Betrag von etwa 2500 belgischen Fran- 
ken. 

11. Forderungsübergang (Artikel 73 a) 

Es wird eine Klausel vorgeschlagen, nach der 
die Forderung gegen einen an einem Unfall 
schuldigen Dritten von Rechts wegen auf die 
Kommission übergeht, wenn dieser Unfall den 
Tod oder Verletzungen eines Beamten oder 
seiner Anspruchsberechtigten zur Folge hat. 
Diese Möglichkeit entspricht einem allgemeinen 
Grundsatz der sozialen Sicherheit. 

12. Geburtenzulage (Artikel 74 des Statuts) 

Der derzeitige Betrag der Geburtenzulage 
(7000 bfrs) war mit Wirkung vom 1. Januar 
1969 festgesetzt worden. Es erscheint angemes- 
. sen, diesen Betrag mit Rücksicht auf die Stei- 
gerung der Lebenshaltungskosten zu erhöhen. 
Der vorgeschlagene Betrag, der auf 50 v. H. des 
Grundgehalts eines Beamten der Besoldungs- 
gruppe D/4 in der vierten Dienstaltersstufe fest- 
gesetzt wurde, beläuft sich gegenwärtig auf 
8313 bfrs. Auf diesen Betrag wäre der Berichti- 
gungskoeffizient des Landes .der dienstlichen 
Verwendung anzuwenden. 

Außerdem erscheint es angezeigt vorzusehen, 
daß die Zulage nicht mehr, wie gegenwärtig 
im Statut vorgesehen, obligatorisch an den Be- 
amten gezahlt wird, sondern an denjenigen, der 
das Sorgerecht für das Kind hat und damit in 
der Regel für dessen Unterhalt aufkommt. 

Schließlich ist vorgesehen, die Gewährung die- 
ser Zulage auf Adoptionsfälle auszudehnen, da 
die Adoption einen hohen sozialen Wert hat und 
besondere Belastungen mit sich bringt. 

13. Ruhegehaltsanspruch bei Entfernung aus dem 
Dienst (Artikel 86 des Statuts) 

Die völlige Aberkennung des Ruhegehaltsan- 
spruchs bei Entfernung aus dem Dienst dürfte 
insbesondere wegen der zwangsläufigen Folgen 


für die nach dem Beamten Anspruchsberechtig- 
ten sowie mit Rücksicht auf die Tatsache, daß 
unser Versorgungssystem auf Beiträgen be- 
ruht, nicht ganz angemessen sein. Die gleichen 
Gründe gelten für die Aberkennung des Ruhe- 
gehaltsanspruchs bei einem Beamten, der end- 
gültig aus dem Dienst ausgeschieden ist. 


14. Sonderlaufbahn Sprachendienst (Anhang I-A) 

Im Hinblick auf die Erfordernisse der beteiligten 
Dienststellen erscheinen eine Reihe von Ände- 
rungen in der Übersicht über die Grundamts- 
bezeichnungen und die ihnen zugeordneten 
Laufbahnen in der Sonderlaufbahn Sprachen- 
dienst erforderlich: 

— Einführung eines Dienstpostens der Besol- 
dungsgruppe L/Ä 2, Direktor einer über- 
setzungs- oder Dolmetscherdirektion; 

— Aufhebung bestimmter Unterschiede zwi- 
schen dem Ablauf der Laufbahn in der Lauf- 
bahngruppe A und der Sonderlaufbahn Spra- 
chendienst; 

— Einführung neuer Grundamtsbezeichnungen 
wie Hauptübersetzer und Hauptdolmetscher; 

— Aufhebung der Möglichkeit, den Leiter einer 
übersetzungs- oder Dolmetscherabteilung in 
die Besoldungsgruppe L/A 4 einzustufen. 


15. Benennung des dritten Arztes, der dem Invalidi- 
tätsausschuß angehört (Anhang II, Artikel 7) 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß eine besondere 
Bestimmung erforderlich ist für den Fall, daß 
einer der Ärzte versäumt, den dritten Arzt des 
Invaliditätsausschusses zu benennen. 


16. Deckung des Krankheitsrisikos im Fall der Stel- 
lenenthebung und der Versetzung in den einst- 
weiligen Ruhestand (Anhang IV) 

Diese Statutsbestimmung muß den Vorschriften 
der Verordnung Nr. 2530/72 vom 4. Dezember 
1972 angepaßt werden, die unter anderem das 
endgültige Ausscheiden aus dem Dienst von 
Beamten der Gemeinschaften betrifft. 


17. Vergütung der Überstunden (Anhang VI, Arti- 
kel 1) 

Eine Erhöhung der Sondervergütung für Über- 
stunden um 25 V. H. dürfte einen weit angemes- 
seneren Ausgleich ermöglichen als der derzeit 
vorgesehene Satz. Im. übrigen muß die Abgel- 
tung der Überstunden durch Freizeit in gleicher 
Höhe festgesetzt werden wie die Vergütung. 
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18. Indexbindung des Einkommenshöchstbetrages, 
von dem ab die Haushaltszulage nicht mehr ge- 
zahlt wird (Anhang VII, Artikel 1) 

Die Indexbindung dieses Betrages (gegenwär- 
tig 250 000 belgische Franken) auf der Grund- 
lage des Berichtigungskoeffizienten des Landes 
der dienstlichen Verwendung des Ehegatten er- 
scheint durchaus gerechtfertigt; damit würden 
die zur Zeit unvermeidlichen periodischen An- 
passungen überflüssig. 

19. Haushaltszulage für bestimmte Beamte, die kei- 
nen Anspruch auf Auslandszulage haben (An- 
hang VII, Artikel 1) 

Eine Reihe von Beamten hat keinen Anspruch 
auf die Auslandszulage nach Artikel 4 des An- 
hangs VII zum Statut, obwohl sie nicht’ die 
Staatsangehörigkeit des Landes der dienstlichen 
Verwendung besitzen und sich infolgedessen in 
einer anderen Lage befinden als die Staatsan- 
gehörigen dieses Landes. Es erscheint gerecht- 
fertigt, die sich aus dieser Situation ergebenden 
unleugbaren Nachteile zumindest bis zu einem 
gewissen Grade auszugleichen. Es wird daher 
vorgeschlagen, diesen Beamten die Haushalts- 
zulage zu gewähren, gegebenenfalls zusätzlich 
zu der Zulage, auf die sie unter Umständen nach 
Artikel 1 Absatz 2 des Anhangs VII Anspruch 
haben. 

20. Erziehungszulage (Anhang VII, Artikel 3) 

a) Zunächst ist die Gewährung der Erziehungs- 
zulage für Kinder vorgesehen, die eine dem 
Primärbereich vorgelagerte Einrichtung der 
vorschulischen Erziehung besuchen. Mit 
Rücksicht auf die pädagogische Entwicklung 
erscheint es angezeigt, diese Fälle nicht un- 
berücksichtigt zu lassen. 

b) Für den Sekundarbereich und den tertiären 
Bereich wird vorgeschlagen, die Verdopp- 
lung des Höchstsatzes der Erziehungszulage 
nicht mehr an die Bedingungen zu knüpfen, 
daß der Beamte Anspruch auf die Auslands- 
zulage hat, sondern - was logischer ist - 
lediglich an die Bedingung, daß das Kind 
tatsächlich eino entsprechende Einrichtung in 
einer Entfernung von mehr als 50 km vom 
Ort der dienstlichen Verwendung besucht, 
sofern keine Möglichkeit besteht, diesen 
Unterricht in geringerer Entfernung vom 
Dienstort zu erhalten. 

c) Außerdem wird vorgeschlagen, diese Bestim- 
mungen auf den postsekundären (tertiären) 
Bereich im allgemeinen auszudehnen. Die 
Maßnahmen in den Mitgliedstaaten zur För- 
derung dieser Unterrichtsstufe dürften diese 
Ausweitung rechtfertigen. 


21. Anspruch auf Auslandszulage (Anhang VII, 
Artikel 4) 

Um eine Diskriminierung zum Nachteil der 
weiblichen Beamten aufzuheben, erscheint es 
unerläßlich, die derzeitigen Statutsbestimmun- 
gen zu ändern, um denjenigen Beamtinnen, die 
die Staatsangehörigkeit des .Staates, in dessen 
Hoheitsgebiet , sich der Ort ihrer dienstlichen 
Verwendung befindet, durch Eheschließung 
automatisch erworben haben, die Auslandszu- 
lage gewähren zu können. 

22. Dauer der Gewährung der Pauschalzulage (An- 
hang VII, Artikel 4 a) 

— Es erscheint nicht angezeigt, auch weiterhin 
zu fordern, daß angegeben werden muß, für 
welchen Zeitraum die Verfügung des Rates 
zur Festsetzung des Betrags dieser Zulage 
gilt. Es handelt sich offensichtlich nicht um 
eine Zulage, die nicht verlängert werden 
kann. 

— Im übrigen ist eine Ausgleichszulage zu- 
gunsten der Beamten vorgesehen, die, nach- 
dem ihnen die Pauschalzulage gewährt wur- 
de, auf den Dienstposten eines Sekretariats- 
hauptinspektors oder eines Sekretariatsin- 
spektors ernannt werden. Es wäre nämlich 
bedauerlich, den Zugang zu dieser neuen 
Laufbahn für verdienstvolle Beamte der 
Laufbahngruppe C fast uninteressant wer- 
den zu lassen. Diese Zulage wird jedoch 
durch die Anrechnung der späteren Erhö- 
hung der Bezüge in der neuen Besoldungs- 
gruppe aufgebraucht. 

23. Betrag und Bedingungen für die Gewährung 
der Zulage für die Ausübung einer Lehrtätigkeit 
(Anhang VII, Artikel 4 b) 

Der Betrag der Zulage wäre auf 50 bzw. auf 
100 V, H. des Wertes einer Überstunde festzu- 
setzen, je nachdem, ob diese besondere Dienst- 
leistung während oder außerhalb der normalen 
Arbeitszeit erfolgt. Diese Vergütung dürfte 
einen gerechten Ausgleich für die mit dieser 
Tätigkeit verbundene zusätzliche Arbeit darstel- 
len. 

24. Dienstantrittsreisen und jährliche Reisen zum 
Herkunftsort (Anhang VII, Artikel 7 und 8) 

a) Benutzung des Flugzeugs 

Im Zusammenhang mit der derzeitigen Entwick- 
lung des Flugverkehrs erscheint es normal, die 
Erstattung der Kosten für die Flugreise (2. Klas- 
se) in diesen Fällen zu genehmigen, wenn der 
Bestimmungsort der Reise mehr als 250 km ent- 
fernt ist. Damit könnten im übrigen die Reise- 
tage (Anhang V, Artikel 7) erheblich verkürzt 
werden. 
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b) Benutzung der Eisenbahn, 1. Klasse 

Ferner wird vorgeschlagen, die Erstattung für 
Beamte der Laufbahngruppen C und D durch 
eine Gleichstellung mit der bereits für die Beam- 
ten der übrigen Laufbahngruppen vorgesehenen 
Regelung zu verbessern, d. h. ihnen die Erstat- 
tung der Eisenbahnfahrt 1. Klasse zu gewähren. 
Diese Bestimmung entspricht dem Bestreben, 
eine Diskriminierung aufzuheben, die zumin- 
dest von dem Augenblick an, wo die Reise als 
ermüdend betrachtet werden kann, d. h. bei 
einer Entfernung von mehr als 725 km, nicht ge- 
rechtfertigt erscheint. 

25. Tagegeld (Anhang VII, Artikel 10) 

Es wird vorgeschlagen, die Unterscheidung 
zwischen den Sätzen für die Beamten der Lauf- 
bahngruppen C und D einerseits und die übri- 
gen Beamten mit Ausnahme der Besoldungs- 
gruppe A/1 bis A/3 andererseits aufzuheben. 

Diese Unterscheidung erscheint in Anbetracht 
der Gründe für die Gewährung des Tagegeldes 
nicht gerechtfertigt. 

26. Erstattung der Dienstreisekosten (Anhang VII, 
Artikel 12) 

Es wird vorgeschlagen, in Absatz 2 für Flug- 
reisen keine Unterscheidung mehr zwischen den 
Beamten der Laufbahngruppen A/1 bis A/3 und 
den übrigen Beamten zu machen, indem die 
Möglichkeit der Erstattung des Flugpreises in 
der 1. Klasse aufgehoben wird. 

In Anbetracht des geringen Unterschiedes zwi- 
schen diesen beiden Beförderungsklassen er- 
scheint die Erstattung des Preises der 1. Klasse 
nicht gerechtfertigt (Absatz 2 erster Unterab- 
satz). 

Die beiden übrigen Änderungsvorschläge (Ab- 
satz 2 zweiter und dritter Unterabsatz) erge- 
ben sich unmittelbar aus dem ersten Vorschlag. 

27. Tagegelder für Dienstreisen (Anhang VII, Arti- 
kel 13) 

a) Die Sätze für die Tagegelder für Dienstreisen 
werden um 20 v. H. erhöht. Die derzeitigen 
Sätze sind am 17. Dezember 1971 in Kraft 
getreten. Die vorgeschlagene Erhöhung ist 
angesichts des Anstiegs der Hotel- und Re- 
staurantpreise vollauf gerechtfertigt. 

Die übrigen Sätze werden entsprechend an- 
gepaßt. 

b) Es wird vorgeschlagen, die Spalte, III zu strei- 
chen und für die Beamten aller Besoldungs- 
gruppen mit Ausnahme der Besoldungsgrup- 
pen A/1 bis A/3 und L/A 3, für die eine be- 
sondere Erstattungsregelung gilt, den glei- 


chen Satz vorzusehen. Die derzeitige Diskri- 
minierung der Beamten der Laufbahngrup- 
pen C und D ist nicht gerechtfertigt. 

c) Ferner wird vorgeschlagen, in Fällen, in de- 
nen der auf Dienstreise befindliche Beamte 
zu Essen eingeladen wird oder kostenlose 
Unterkunft in Anspruch nehmen kann, den 
Pauschalbetrag stärker zu kürzen. 

d) Schließlich wird vorgeschlagen, die in die- 
sem Artikel vorgesehenen Sätze jedes Jahr 
zum Zeitpunkt der jährlichen Überprüfung 
des Besoldungsniveaus ebenfalls zu über- 
prüfen. 

28. Höchstbetrag der Pauschalvergütung für Stadt- 
fahrten (Anhang VII, Artikel 15) 

Der derzeitige Satz muß überprüft werden, da 
er seit 1962 gilt und der Preisentwicklung nicht 
mehr entspricht. 

29. Überweisung von Bezügen in ein anderes Land 
als das Land der dienstlichen Verwendung (An- 
hang VII, Artikel 17) 

Um die betreffenden Beamten gegen das Risiko 
von Paritätsänderungen zu schützen, erscheint 
es gerechtfertigt, auf die Überweisungen nach 
Artikel 17 Absätze 2 und 3 des Anhangs VII 
die in Artikel 63 des Statuts für Bezüge, die in 
einer anderen Währung als belgischen Franken 
zu zahlen sind, vorgesehene Garantie hinsicht- 
lich der Parität anzuwenden. Logischerweise 
muß auch der Berichtigungskoeffizient des Be- 
stimmungslandes der Überweisung angewandt 
werden. 

30. Übertragung von Ruhegehaltsansprüchen (An- 
hang VIII, Artikel 1 1 Absatz 2) 

Die Bestimmungen nach Artikel 11 Absatz 2 
des Anhangs VIII zum Statut stoßen bei ihrer 
Anwendung auf die nationalen Versorgungs- 
systeme auf eine Reihe von Schwierigkeiten. 
Die Kommission prüft die Modalitäten einer 
diesbezüglichen Statutsänderung. 

31. Anspruch der geschiedenen Ehefrau eines Beam- 
ten auf Hinterbliebenenversorgung (Anhang 
VIII, Artikel 27 und 28) 

Gegenwärtig hat die geschiedene Ehefrau eines 
verstorbenen Beamten nur insoweit Anspruch 
auf Hinterbliebenenversorgung, als der Beamte 
in dem Scheidungsurteil für allein schuldig er- 
klärt worden ist. Demnach werden alle im ge- 
genseitigen Einverständnis geschiedenen Ehe- 
frauen und alle Fälle, bei denen die Schuldver- 
hältnisse im Urteil nicht klar festgelegt werden, 
davon ausgeschlossen. 
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IIL Änderungen der Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften 

1 . Anwendungsbereich der Regeln für die örtlichen 
Bediensteten (Artikel 4 der Beschäftigungsbe- 
dingungen für die sonstigen Bediensteten) 

Mit Rücksicht auf die dienstlichen Erfordernisse 
muß die Möglichkeit vorgesehen werden, an 
Dienstorten außerhalb der Länder der Gemein- 
schaften örtliche Bedienstete zur Ausführung 
von Aufgaben einzustellen, die normalerweise 
. nicht für örtliche Bedienstete vorgesehen sind. 

2. Kandidatur für öffentliche Wahlämter (Arti- 
kel 11) 

Die. für Artikel 15 Absatz 1 des Statuts vorge- 
schlagene neue Bestimmung gilt ebenfalls für 
die Bediensteten auf Zeit. Es wird vorgeschla- 
gen, auch die Anwendung des zweiten Absatzes 
dieses Artikels auf diejenigen Bediensteten auf 
Zeit vorzusehen, die beauftragt sind, Aufgaben 
bei einer Person wahrzunehmen, die ein durch 
die Verträge vorgesehenes Amt innehat. 

Die Dauer der Einstellung dieses Bediensteten 
dürfte die Anwendung dieser Bestimmungen 
rechtfertigen. 

3. Artikel 14, 20 und 91 der Beschäftigungsbedin- 
gungen für die sonstigen Bediensteten 

Es handelt sich um Änderungen, die sich aus den 
im Rahmen des Statuts der Beamten vorgeschla- 
genen Änderungen ergeben und die Verlänge- 
rung der Probezeit im Falle von Krankheit oder 
Unfall, die Zulage für die Äusübung einer Lehr- 
tätigkeit und den Urlaub aus persönlichen Grün- 
den betreffen. 

4. Waisengeld (Artikel 37 der Beschäftigungsbe- 
dingungen für die sonstigen Bediensteten) 

Eine Änderung von 1972 auf dem Gebiet des 
Waisengeldanspruchs (siehe Artikel 80 des Sta- 
tuts), die den Fall des Todes des nicht als Beam- 


ter oder Bediensteter beschäftigten Ehegatten 
eines Bediensteten auf Zeit betrifft, ist nicht auf 
die Beschäftigungsbedingungen für die Bedien- 
steten auf Zeit angewandt worden. Diese Lücke 
muß geschlossen werden. 

5. Zulage für behinderte Kinder (Artikel 65 der 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten) 

Nach dem derzeitigen Text von Artikel 65 der 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten ist es nicht möglich, die Statuts- 
bestimmungen über die Zulage für behinderte 
Kinder auf Hilfskräfte anzuwenden. Es wird 
vorgeschlagen, diesen Vorteil auf die Hilfs- 
kräfte auszudehnen, denen bereits die im Statut 
vorgesehenen Zulagen für unterhaltsberechtigte 
Kinder gewährt werden. 

6. Soziale Sicherung der örtlichen Bediensteten 
(Artikel 80 der Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten) 

Damit die örtlichen Bediensteten in den Genuß 
gewisser ortsüblicher Sozialversicherungslei- 
stungen kommen können, schlägt die Kommis- 
sion eine Änderung dieser Bestimmung vor. 


IV. Änderung der Verordnung zur Festlegung der 
Bestimmungen und des Verfahrens für die Er- 
hebung der Steuer zugunsten der Europäischen 
Gemeinschaften 

Im Änschluß an den Vorschlag der Kommission, in 
das Beamtenstatut eine neue Zulage, und zwar die 
Zulage für die Äusübung einer Lehrtätigkeit (siehe 
Artikel 70 a des Statuts), aufzunehmen, erschien es 
unbedingt erforderlich, auch die Bedingungen und 
das Verfahren für die Erhebung der Gemeinschaft- 
steuer auf die im Rahmen dieser Zulage gezahlten 
Beträge vorzuschlagen. Daher ist dem Vorschlag für 
die Statutsrevision der Vorschlag für eine Verord- 
nung zur Änderung der Regelung für die Gemein- 
schaftsteuer beigefügt worden. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG, EGKS, Euratom) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 zur Festlegung 
der Bestimmungen und des Verfahrens für die Erhebung der Steuer zugunsten 
der Europäischen Gemeinschaften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
Gemeinsamen Rates und einer Gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, 

gestützt auf das Protokoll über die Vorrechte und 
Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften, ins- 
besondere auf Artikel 13, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung, daß die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 260/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung der Bestimmungen und des Verfah- 
rens für die Erhebung der Steuer zugunsten der 
Europäischen Gemeinschaften zuletzt geändert 
durch die Verordnung ( ) Nr. geän- 

dert werden muß, um der Verordnung (EWG, 

EGKS, Euratom) Nr zur Änderung des Statuts 

der Beamten und der Beschäftigungsbedingungen für 
die sonstigen Bediensteten der Europäischen Ge- 
meinschaften Rechnung zu tragen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 260/68 
wird wie folgt geändert: 

In Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a wird ein Gedan- ' 
kenstrich mit folgendem Wortlaut angefügt: 

gemäß Artikel 70 a des Statuts der Beamten“. 
Artike 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 8 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . ., S. . . . 

8) siehe S. 1 dieses Amtsblatts 
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